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 Vorwort 

Die vorliegende Arbeit behandelt ein politisch und rechtlich reizvolles und 
immer noch und immer wieder aktuelles Thema. Die vergleichende Umschau 
zeigt allerdings, dass alle großen Flächenstaaten (außer der Volksrepublik 
China) Föderationen sind und dass es daher dem größten Flächenstaat der 
Welt vielleicht gut anstünde, sich auch föderal zu organisieren. Der 
Föderalismus hat jedoch keine Tradition in Russland. Schon die RSFSR als 
Teilstaat der UdSSR war nur formal eine Föderation. Die neue Verfassung 
hat die föderale Struktur auf der Grundlage der Föderationsverträge von 1992 
beibehalten. Die Bundesstaatlichkeit in der Russischen Föderation war dann 
nach der Verfassungsgebung 1993 immer ein Feld politischer Konflikte und 
Entwicklungen, in den 90er Jahren zunächst mit starken zentrifugalen und 
dann unter der Präsidentschaft von Putin mit stark zentralistischen 
Tendenzen, bis hin zu dem Eindruck für den außenstehenden Betrachter, der 
sowjetische „Oberflächenföderalismus“ – föderal in der Form, sozialistisch in 
der Sache (Stalin) - könnte zurückgekehrt sein. Die Zentralisierung unter 
Putin – die sogenannte Verstärkung der Machtvertikale – hat freilich die 
Probleme der Russischen Föderation und des russischen Föderalismus nicht 
lösen können: Verwiesen sei nur auf die Probleme im Kaukasus, die zu der 
hilflosen Gründung des „Kaukasischen Föderalen Kreises“ als 
Zusammenfassung der ethnisch nicht russischen kaukasischen Republiken 
und des (russischen) Gliedstaates „Kreis Stavropol’“ geführt haben. Das 
Thema des russischen Föderalismus hat also nichts von seiner Aktualität 
verloren.  
In der deutschsprachigen Literatur gibt es bisher anders als im angelsächsi-
schen Sprachraum keine gründliche Auseinandersetzung mit dem Föderalis-
mus in der Russischen Föderation. Die Arbeit schließt also eine vorhandene 
Lücke; sie überzeugt durch die Erfassung der formalen und der informalen 
Strukturen des russischen Föderalismus und geht so über die Perspektive 
normaler rechtswissenschaftlicher Untersuchungen hinaus. Mit dem Ansatz 
„rule of law“ findet die Verfasserin ein theoretisches Werkzeug, mit dem sie 
das russische Recht und die russische Rechtswirklichkeit einigermaßen adä-
quat erfassen kann. 
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Bei der Analyse der rechtlichen Strukturen setzt die Arbeit interessante und 
wichtige Schwerpunkte. Zu nennen ist hier etwa das Phänomen der verfas-
sungsrechtlichen Asymmetrie der Gliedstaaten in der Russischen Föderation, 
von der symbolischen Ungleichheit des Art. 5 Abs. 1 VerfRF, der bei den 
Gliedstaaten zwischen „Staaten“ und sonstigen Subjekten der Russischen 
Föderation unterscheidet, bis hin zur – in den 90er Jahren - Ungleichheit der 
russischen Gliedsstaaten auf der Grundlage separater föderaler Verträge mit 
dem Zentrum,  Art. 11 Abs. 3 VerfRF, und dem Problem der Einordnung die-
ser föderalen Verträge in die Normenhierarchie der Russischen Föderation. 
Die Autorin geht hier mit der  Analyse zweier föderaler Verträge, nämlich des 
Vertrages (bzw. der zwei Verträge) der Föderation mit Tatarstan einerseits 
und des Vertrages mit dem Gebiet Jekaterinburg (Sverdlovsk) andererseits 
ins Detail und vermittelt dem Leser wertvolle Informationen. Zu nennen ist 
weiter etwa die Darstellung  der (beschränkten) Souveränität der Gliedstaa-
ten der Russischen Föderation  und des - erfolglosen - Kampfes der Glied-
staaten um das Recht, sich souverän nennen zu dürfen: auf diese in Russ-
land intensiv ausgetragene Diskussion blickt der westlicheuropäische Jurist 
angesichts ihrer Rückwärtsgewandtheit mit einer gewissen Verwunderung. 
Erwähnenswert ist weiter die informationsreiche Analyse des bisher in der 
deutschen Rechtsvergleichung (und auch sonst) noch nicht eingehend be-
handelten Subjektsorganisationsgesetzes (FZ No. 184) und die Verarbeitung 
der föderalismusrelevanten Entscheidungen des russischen Verfassungsge-
richts.  
Die Verfasserin bleibt aber lobenswerterweise bei den rechtlichen Strukturen 
nicht stehen, sondern bemüht sich auch um eine Erfassung der 
Rechtswirklichkeit. Unter dem Begriff der informalen Strukturen erfolgt eine 
empirische Untersuchung sowohl des praktischen Funktionierens als auch 
des praktischen Nicht-Funktionierens des russischen Föderalismus und der 
Interaktionen von Institutionen, Politikern und Funktionären innerhalb und 
außerhalb der rechtlich geregelten Sphäre im föderalen Zentrum Moskau, in 
Tatarstan und im Gebiet Jekaterinburg (Sverdlovsk). Aufschlussreich ist 
dabei die Darstellung der jeweils unterschiedliche Sicht und 
Erwartungshaltung von Wissenschaftlern, Politikern und Funktionären der 
Zentrale, der ökonomisch starken, sich als nichtrussisch definierenden 
Republik und des wichtigen, industriell geprägten Gebietes Sverdlovsk 
hinsichtlich der Gegenwart und Zukunft des Föderalismus in Russland. Die
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Analyse der informalen Strukturen zeigt darüber hinaus, wie viele andere 
transformationstheoretische Studien, bei den Betroffenen Akteuren ein tiefes 
Mißtrauen gegenüber dem formalem Recht und formalen Institutionen. 
Ob die Charakterisierung des russischen Föderalismus als einer föderalen 
Oberfläche – man könnte auch den Kalauer eines „Potemkin-Föderalismus“  
formulieren – zutreffend und überzeugend ist, sei dem Leser überlassen. Ist 
die Einschätzung der Autorin richtig – und dafür spricht vieles –, so hat sie für 
die weitere Forschung gleich eine ungelöste Frage formuliert, nämlich was 
die Gründe dafür sein könnten, dass ein Staat/eine Gesellschaft ein so auf-
wendiges System wie den Föderalismus quasi im Leerlauf betreibt.  

Alexander Blankenagel 
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Definitionen 

Russische  

Föderation 

Russische Föderation (Russländische Födera-
tion) 

Föderale  

Verfassung 

Föderale Verfassung und Bundesverfassung 
werden synonym gebraucht. 

Föderales Gesetz Föderales Gesetz und Bundesgesetz werden 
synonym gebraucht. 

Präsidenten-
stellvertreter 

Präsidentenstellvertreter und Polpred (polno-
močnyj predstavitel’) werden synonym ge-
braucht. 

Prinzipien für  

Föderationen* 

Prinzipien für Föderationen bezeichnen fünf 
klassische Strukturvoraussetzungen für Föde-
rationen. 

Subjektexekutiv-
spitze* 

Republikspräsident einer Teilrepublik oder 
Gouverneur eines sonstigen Subjekts 
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Glossar 

AbgStatusG* Föderales Gesetz „Über den Status des Mitglieds des 
Föderationsrats und Status des Abgeordneten der 
Staatsduma der Föderalen Versammlung der Russi-

schen Föderation“  
(Federal‘nyj Zakon „O statuse člena Soveta Federacii 
i statuse deputata Gosudarstvennoj Dumy Fede-
ral’nogo Sobranija Rossijskoj Federacii“) 

BestellG* Föderales Gesetz über die Ordnung der Besetzung 
des Föderationsrats  
(Federal‘nyj Zakon „O porjadke formirovanija Soveta 
Federacii Federal’nogo Sobranija Rossijskoj Federa-
cii“) 

FKZ Föderales Verfassungsgesetz (Federal’nyj konstituci-
onnyj zakon) 

FV-RT* Föderaler Vertrag der Russischen Föderation mit der 
Republik Tatarstan 
(„Dogovor o razgraničenii predmetov vedenija i pol-
nomočij meždu organami gosudarstvennoj vlasti 
Rossijskoj Federacii i organami gosudarstvennoj 
vlasti Respubliki Tatarstan)“ 

FZ Föderales Gesetz (Federal‘nyj Zakon) 

GiP Zeitschrift „Staat und Recht“ („Gosudarstvo i Pravo“) 

GO-Duma Geschäftsordnung der Staatsduma der Föderalen 
Versammlung der Russischen Föderation 

GO-FR Geschäftsordnung des Föderationsrats der Föderalen 
Versammlung der Russischen Föderation 



RUSSISCHES VERFASSUNGSRECHT 17 

KompAbgG* Föderales Gesetz „Über die Prinzipien und Ordnung 
der Abgrenzung der Zuständigkeitsgegenstände und 
Vollmachten zwischen den Organen der Staatsgewalt 
der Russischen Föderation und den Organen der 
Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderati-
on“ 
(Federal’nyj Zakon „O principach i porjadke razgra-
ničenij predemetov vedenija i polnomočij meždu or-
ganami gosudarstvennoj vlasti Rossijskoj Federacii i 
organami gosudarstvennoj vlasti sub“jektov Ros-
sijskoj Federacii") 

KPdSU Kommunistische Partei der Sowjetunion 

LDPR Liberaldemokratische Partei Russlands 

Narkom Volkskommissar (Narodnyj Kommissar), ab 1946 Mi-
nister 

PrFöd* Prinzipien für Föderationen bezeichnen fünf klassi-
sche Strukturvoraussetzungen für Föderationen. 

RT* Republik Tatarstan (Respublika Tatarstan) 

RKP (B) Rossijskaja Kommunističeskaja partija Rossii (B) 

Sovnarkom Rat der Volkskommissare (Sovet narodnych komissa-
rov), ab 1946 Ministerrat – die Regierung der RSFSR, 
der UdSSR und der Unionsrepubliken.  

SPS Union der Rechten Kräfte (Sojuz Pravych Sil)

SG* Sverdlovsker Gebiet (Sverdlovskaja oblast’) 

SSG* Statut des Sverdlovsker Gebiets (Statut Sverdlovskoj 
oblasti) 

StAG* Gesetz über die Staatsanwaltschaft (Federal’nyj Za-
kon „O prokurature“) 
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SubjOrgG* Föderales Gesetz „Über die allgemeinen Prinzipien 
der Organisation der Gesetzgebungs- (Vertretungs-) 
und Exekutivorgane der staatlichen Gewalt der Sub-
jekte der Russischen Föderation“ (Federal’nyj Zakon 
„Оb obščich principach organizacii zakonodatel'nych 
(predstavitel'nych) i ispolnitel'nych organov gosu-
darstvennoj vlasti sub"ektov Rossijskoj Federacii") 

SZ FZ Gesetzessammlung (Sobranie Zakonodatel’stva) 

VerfRA* Verfassung der Republik Altaj (Konstitucija Respubliki 
Altaj) 

VerfGGRF Verfassungsgerichtsgesetz der Russischen Föderati-
on (Federal’nyj Konstitucionnyj Zakon „O Konstituci-
onnom Sude Rossijskoj Federacii") 

VerfGRF Föderales Verfassungsgericht der Russischen Föde-
ration (Konstitucionnyj Sud Rossijskoj Federacii)

VerfRF Verfassung der Russischen Föderation (Konstitucija 
Rossijskoj Federacii) 

VerfRT* Verfassung der Republik Tatarstan (Konstitucija 
Respubliki Tatarstan) 

VerfSU Verfassung der Sowjetunion (Konstitucija Sojuza So-
cialističeskich Sovetskich Respublik ) 

VKP (B) Kommunistische Alllunions Partei (Bolschewiki) / 
(Vsesojuznaja Kommunističeskaja Partija
[bol’ševikov], VKP[B] –1925 bis 1952 Name der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion 

VKS Entscheidungssammlung des Föderalen Ver-
fassungsgerichts (Vestnik Konstitucionnogo Suda) 

WahlG* Föderales Gesetz „Über die allgemeinen Garantien 
der Wahlrechte und des Rechts auf die Teilnahme 
am Referendum der Bürger der Russischen Föderati-
on“ (Federal’nyj Zakon „Ob osnovnych garantijach iz-
biratel’nych prav i prava na učastie v referendum 
graždan Rossijskoj Federacii“) 
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ZIK, VZIK Zentrales Exekutivkomitee, Allunions ZEK (Zentral‘nyj 
Ispolnitel‘nyj Komitet, Vsesojuznyj Zentral‘nyj Komi-
tet); bis 1936 zwischen den Sowjetkongressen das 
zentrale Legislativ- und Exekutivorgan der RSFSR 
bzw. der UdSSR 

Die mit (*) bezeichneten Abkürzungen stammen von der Verfasserin. 

Verwendet wird die Transkription nach Steinitz. Lediglich gebräuchliche Be-
zeichnungen wie „Bolschewiki“, Moskau, Kasan oder Jekaterinburg und Er-
eignisse wie der Tschetschenien-Krieg werden in dieser Lautschrift dar-
gestelt. 

Zudem wird hier der Einfachheit halber überwiegend die grammatische 
männliche Form für Amtsbezeichnungen benutzt. Dies reflektiert die auch in 
der Praxis geringe Präsenz und Repräsentation von Frauen als Akteurinnen 
russischer Politik. 
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1. Einleitung 

Die vorliegende Dissertation „Das Russische Verfassungsrecht auf dem Weg 
zum Föderalismus und zurück“ setzt sich mit den Entwicklungen des födera-
len Verfassungsrechts der Russischen Föderation auseinander.  
Der Sinn von Föderationen besteht darin, dass im Rahmen einer Arbeitstei-
lung auf der föderalen und der Ebene der Gliedstaaten (Föderationssubjekte) 
diejenigen Aufgaben gelöst werden, die dort jeweils am besten lösbar sind: 
Auf föderaler Ebene sind dies diejenigen, die die Gliedstaaten nicht lösen 
können oder wollen und auf regionaler Ebene diejenigen, die die Gliedstaaten 
lösen können und wollen. In den verschiedenen Bundesstaaten, die existie-
ren, ist diese Arbeitsteilung höchst unterschiedlich organisiert. Wenn sich 
diese Organisation als nicht mehr zweckmäßig erweist, treten Konflikte zwi-
schen dem föderalen Zentrum und der Peripherie oder unter Umständen 
auch zwischen den Gliedstaaten untereinander auf. Die Ursachen dieser 
Konflikte liegen oftmals in der wirtschaftlichen Entwicklung, aber auch in „eth-
nisierten“ Auseinandersetzungen, häufig in Kombination beider Ursachen. 
Weltweite Beispiele sind der aufkeimende Separatismus Schottlands nach 
der Entdeckung und Ausbeutung des Nordseeöls („Scottish Oil!“) im Vereinig-
ten Königreich, die unter dem Label „Sprachenstreit“ firmierende Auseinan-
dersetzung in der belgischen Föderation um die divergierende wirtschaftliche 
Entwicklung in Flandern und der Wallonie oder die immer wiederkehrenden 
Sezessionsbestrebungen Quebecs in Kanada. 
Die Russische Föderation (RF) ist geographisch das größte Land der Welt. 
Dies spiegelt sich auch in ihrem föderalen Aufbau wider. Es existieren 83 Fö-
derationssubjekte mit teilweise sehr unterschiedlichem Verfassungsstatus. 
Nach dem Zerfall der Sowjetunion nach 1991 war die Verfassungsrechtsent-
wicklung unter Präsident El’cin von großer Dynamik und divergenten zentrifu-
galen Tendenzen gekennzeichnet. Seit Putins Amtsantritt im Jahr 2000 und 
der unter ihm im selben Jahr begonnenen Föderalismusreform überwiegen 
die zentripetalen Tendenzen, und die Konflikte sind vorerst beigelegt. 
Ausgehend von der Verfassung von 1993 wird in der vorliegenden Arbeit das 
Verhältnis des föderalen Zentrums zu den Subjekten anhand einer Vielzahl 
von Rechtsakten untersucht. Das allgemeine Bild stärkerer föderaler Tenden-
zen wandelt sich seit den Anfangsjahren zu Gunsten zentralistischer Strö-
mungen. Die Verfassungsentwicklung auf der föderalen Ebene wird um eine 
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Darstellung der föderalen Beziehungen zweier Föderationssubjekte, der Teil-
republik Tatarstan und des Sverdlovsker Gebiets, ergänzt.  
Dabei werden im Folgenden untersucht:  

- die föderale Vorgeschichte der staatlichen Vorläufer der Russischen 
Föderation (des Zarenreichs und der Sowjetunion), 

- Föderalismustheorien mit Russlandbezug, 
- der Verfassungsaufbau, 
- die Abgrenzung der Gesetzgebungszuständigkeiten und Organkompe-

tenzen zwischen Föderation und Föderationssubjekten,  
- die Wirkungsweise des föderalen Parlaments, 
- das Gesetzgebungsverfahren und der Beitrag der Föderationssubjekte 

zur föderalen Gesetzgebung, 
- die Rechtsprechung des föderalen Verfassungsgerichts zu föderalen 

Fragestellungen sowie 
- das Verhältnis von Tatarstan und des Sverdlovsker Gebiets zum föde-

ralen Zentrum. 
Hierzu werden von der Verfasserin der Arbeit geführte problemzentrierte In-
terviews mit Wissenschaftlern und Spitzenpolitikern in Moskau, Kasan und 
Jekaterinburg verwendet. Ein zentrales Ziel der Arbeit war die bislang nur 
spärlich vorliegende, aber angezeigte Erschließung der russischen Diskussi-
on für die Forschung im deutschsprachigen Raum. 
Im Verlauf der Arbeit wird ein methodischer Ansatz neu entwickelt und ver-
folgt, der die juristische Normexegese mit einer informalen politikwissen-
schaftlichen Theorie verbindet sowie die Untersuchungsergebnisse auf die 
Vereinbarkeit mit Prinzipien für das Bestehen von Föderationen und modifi-
zierter Kriterien der „Rule of Law“ untersucht. Dieses Vorgehen ermöglicht 
nicht nur eine Annäherung an die Rechtswirklichkeit, die allein mit juristischer 
Normexegese nicht zu leisten gewesen wäre. Die entwickelten Bewertungs-
kriterien für Rechtsnormen und Verfassungsinstitutionen bieten überdies ein 
handhabbares Prüfungsschema, in das nicht-juristische Konzepte integriert 
werden können. 
Nach einem kurzen Abriss der russischen Geschichte des Föderalismus – 
von den bis auf die im polnischen Königreich vorhandenen Errungenschaften 
nichtvorhandenen föderalen Elementen über die Vorschläge der Sozialrevolu-
tionäre und die Zäsur der Oktoberrevolution 1917 – werden die einzelnen 
Verfassungen und Transformationen der Sowjetzeit bis zur Verabschiedung 
der Verfassung von 1993 folgenden Theorien zum Föderalismus mit Russ-
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land-Bezug vorgestellt. Anschließend wird das für die Russische Föderation 
besondere Phänomen der Asymmetrie (Kapitel 2) ausführlich erörtert.  
Ausgehend vom aktuellen Forschungsstand wird im 3. Kapitel eine eigene 
Methode der Untersuchung für Institutionen und Rechtsnormen vorgestellt. 
Grundlage dieser Methode ist eine selbstständig entwickelte Bestimmung der 
informalen Theorie als ungeschriebenes Recht. Für ein weitergehendes Ver-
ständnis des Verhaltens von Akteuren1 wird ein erweiterter und fortgeführter 
Begriff von Informalität verwendet. Er gilt für alle Handlungen zwischen Amts-
trägern untereinander, die außerhalb der rechtlich geregelten Sphäre stattfin-
den und gegenseitigen Verhaltenserwartungen entsprechen. Weiterhin wird 
ein Modell der „Rule of Law“ entwickelt und für die Zwecke des Erkenntnisin-
teresses der Arbeit angepasst. „Rule of Law“ bedeutete als Ausgangspunkt 
der theoretischen Überlegungen die Bindung der Exekutive an geltendes 
Recht und die Begrenzung des exekutiven Handelns hierdurch. Ein Modell 
der „Rule of Law“ bot sich hier besonders an, da es im Gegensatz zum 
Rechtsstaatsprinzip weniger statisch ist und es zudem ermöglicht, politikwis-
senschaftliche Überlegungen zu integrieren. Das gewählte Grundmodell der 
„Rule of Law“ wird von der Verfasserin weiterhin für die Untersuchung von 
Rechtsnormen und Verfassungsinstitutionen modifiziert. 
Das gewählte Prüfungsschema ist wie folgt: 

- In einem ersten Schritt wird die Rechtsnorm ausgelegt bzw. der Aufbau 
der Institution dargestellt. Dabei werden die üblichen juristischen Ausle-
gungsmethoden verwandt und die Rechtsprechung des russischen fö-
deralen Verfassungsgerichts (VerfGRF) und die russische sowie vor-
handene nichtrussische Literatur herangezogen. 

- Im zweiten Schritt werden informale Prozesse und Vorgänge unter-
sucht, soweit sie für das Zustandekommen der Norm oder das Ver-
ständnis der Entwicklung der Institution hilfreich sind. 

- In einem dritten Schritt werden die Ergebnisse der Auslegung bzw. der 
Untersuchung der Institution in Verbindung mit den beschriebenen in-
formalen Prozessen betrachtet und es wird untersucht, ob sie den oben 
aufgestellten Kriterien der „Rule of Law“ entsprechen oder nicht. 

- Im vierten Schritt werden – soweit angezeigt – die Rechtsnormen bzw. 
Institutionen daraufhin untersucht, wie sie die Prinzipien für das Beste-

1  Hiermit sind häufig der Föderationspräsident auf der föderalen Ebene, 
Subjektexekutivspitzen (Republikspräsidenten und Subjektgouverneure) auf 
Subjektebene gemeint. 
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hen einer Föderation im Hinblick auf die herausgearbeiteten Kriterien 
beeinflussen. 

Dabei wird auf die Besonderheiten der russischen Entwicklung Rücksicht ge-
nommen und eine schematische westliche Sicht vermieden. 
Mithilfe dieses Vorgehens soll es gelingen, eine weitestmögliche Annäherung 
an die Rechtswirklichkeit zu erreichen und gleichzeitig anhand eines vorhan-
denen Maßstabes eine Bewertung der Untersuchungsergebnisse vorzuneh-
men und zudem die russische Diskussion der deutschen Wissenschaft zu er-
schließen. 
Das 4. Kapitel ist einer Bestandsaufnahme entscheidender Aspekte des ge-
genwärtigen russischen Föderalismus gewidmet. Zunächst wird die Praxis 
des Abschlusses der föderalen Verträge seit 1994 beleuchtet und analysiert. 
Das föderale Zentrum schloss diese Verträge mit den Teilrepubliken, später 
auch mit anderen Subjekten, um Sezessionsbestrebungen zu verhindern. Die 
Praxis dieser föderalen Verträge blieb bei Praktikern und Wissenschaftlern 
stets umstritten, vor allem bezüglich des Verhältnisses zur föderalen Verfas-
sung. Insbesondere geht es bei den Verträgen um russische Besonderheiten, 
wie etwa das Prinzip der Einheitsverwaltung innerhalb eines föderalen Sys-
tems, die Entwicklung des Haushaltsföderalismus mit dem föderalen Finanz-
ausgleich und die Aufteilung der Steuereinnahmen zwischen Zentrum und 
Subjekten. Daneben wird in der vorliegenden Arbeit der Rolle des Präsiden-
ten in der Entwicklung des russischen Föderalismus besondere Aufmerksam-
keit geschenkt. Neben der Ausübung seiner verfassungsmäßigen Rechte ge-
lang es Präsident Putin, durch die Verabschiedung von gesetzlichem Recht, 
schrittweise die Macht einzelner Akteure in den Subjekten zu brechen. Dies 
geschah in erster Linie mithilfe des Subjektorganisationsgesetzes und dessen 
Änderungen in den Jahren 1999–2005. Inzwischen hat der Föderationspräsi-
dent das Recht, die Kandidaten für die Ämter der Gouverneure und Re-
publikspräsidenten den Subjektparlamenten vorzuschlagen und diese bei 
Nichtvertrauen wieder abzuberufen. Ferner ist er bei Verfassungsverletzun-
gen befugt, Subjektparlamente an sich aufzulösen. Das Zusammenspiel die-
ser Regelungen wird in der vorliegenden Arbeit im Einzelnen analysiert und 
auf seine Vereinbarkeit mit den aufgestellten Kriterien der „Rule of Law“ 
überprüft. 
Zur Kontrolle über die Einhaltung der föderalen Verfassungs- und Gesetzes-
ordnung schuf Präsident Putin per Dekret die so genannten föderalen Bezir-
ke, in denen Präsidentenstellvertreter über die Tätigkeit der Subjektorgane 
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wachen. Mit diesen föderalen Einheiten wurden – an der Verfassung vorbei – 
neue Institutionen geschaffen, die im Folgenden untersucht und bewertet 
werden. Am Ende des 4. Kapitels werden daher abschließend diese Entwick-
lungen mit Hilfe der Theorie des Informalen untersucht und praxisrelevante 
Lösungsvorschläge entwickelt. 
Thema des 5. Kapitels ist ein weiteres zentrales Merkmal föderaler Staaten, 
die Aufteilung der Gesetzgebungszuständigkeiten und der Kompetenzen zwi-
schen den föderalen Organen und den Subjektorganen. Zunächst wird theo-
retisch eine Abgrenzung von Gesetzgebungszuständigkeiten und Organkom-
petenzen hergeleitet und begründet. Danach werden die Besonderheiten der 
verfassungsrechtlichen Aufteilung der ausschließlichen Gesetzgebungszu-
ständigkeiten gemäß Artikel 71 der russischen Verfassung (VerfRF) und 
Kompetenzen der RF, der gemeinsamen Gesetzgebungszuständigkeit 
(Art. 72 VerfRF) und gemeinsamen Kompetenzen der RF und ihrer Subjekte 
(Art. 76 VerfRF) vorgenommen. Anschließend wird die folgende Frage disku-
tiert: Handelt es sich bei den Zuständigkeitsregeln in Art. 73 VerfRF um eine 
Restzuständigkeit oder um eine ausschließliche Zuständigkeit der Subjekte? 
Als Ergebnis wird eine ausschließliche Zuständigkeit der Subjekte angenom-
men. Nachfolgend wird die Praxis der föderalen Verträge untersucht. Diese 
Verträge sahen von der VerfRF abweichende Regelungen der Zuständigkei-
ten und Kompetenzen zu Gunsten der Subjekte vor. Dadurch ergibt sich ein 
äußerst asymmetrisches und heterogenes Bild der geltenden Normen. Auch 
diese Regelungen werden mithilfe des entwickelten Bewertungsschemas be-
urteilt. 
Inzwischen ist die Laufzeit eines Großteils dieser Verträge abgelaufen. Allein 
der Republik Tatarstan gelang im Jahr 2007 ein Neuabschluss, der jedoch 
wesentlich weniger Rechte zu Gunsten der Republik enthält als der Vorgän-
gervertrag aus dem Jahr 1994. Neben den föderalen Verträgen wurden die 
Zuständigkeiten unterverfassungsrechtlich durch das zwischenzeitlich außer 
Kraft getretene Kompetenzabgrenzungsgesetz und das 1999 gegen den er-
folglosen Widerstand der Subjekte verabschiedete Subjektorganisationsge-
setz (SubjOrgG) abgegrenzt. Deren Regelungen werden im Verlauf der Arbeit 
erläutert und erörtert. Insbesondere das SubjOrgG stellt einen tiefen Ein-
schnitt in die Zentrums-Subjekt-Beziehungen dar, da es im Wesentlichen den 
Staatsaufbau der Subjekte vorgibt und dem Föderationspräsidenten weitge-
hende Eingriffsbefugnisse verleiht: Er kann die Kandidaten für den Posten 
des Gouverneurs bzw. des Republikspräsidenten dem Subjektparlament zur 
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Wahl vorschlagen und kann diese – zuvor direkt von der Bevölkerung ge-
wählten Exekutivchefs – nach eigenem Ermessen abberufen. Zudem kann er 
unter bestimmten Voraussetzungen ganze Subjektparlamente auflösen. Hier 
wird für die Gouverneure und Republikspräsidenten ein gutes Verhältnis zum 
Föderationspräsidenten und seiner Administration existentiell.  
Das 6. Kapitel ist den beiden Kammern der Föderalen Versammlung, des 
russischen Parlaments, gewidmet. Dabei werden die Tätigkeit der Staatsdu-
ma, des russischen Unterhauses und des Föderationsrats als Vertretungsor-
gan der Subjekte im föderalen Parlament beleuchtet. 
Die Kürze des Abschnittes zur Staatsduma im Verhältnis zum Föderationsrat 
erklärt sich aus der größeren Bedeutung des Föderationsrats als Subjektver-
tretungsorgan auf föderaler Ebene; die Funktionen der Staatsduma werden 
schon im Abschnitt zum Gesetzgebungsverfahren erläutert. Der Abschnitt 
über den Föderationsrat stellt die wechselhaften Entwicklungen dar, die diese 
Institution seit Verabschiedung der föderalen Verfassung im Jahr 1993 durch-
laufen hat. Herausragende Bedeutung hatte dabei der häufige Wechsel des 
Bestellungsmodus der Mitglieder des Föderationsrats, der Senatoren. Da die 
Senatoren gegenwärtig zwar die Subjekte vertreten, jedoch teilweise weniger 
persönliche Bezüge zu den Subjekten als zum Kreml haben, hat auch die Ef-
fizienz des Föderationsrats als „Kontroll“instanz gegenüber der Staatsduma 
und dem Föderationspräsident stark abgenommen.2 Infolgedessen verringer-
ten sich die formellen Möglichkeiten der Einflussnahme der Subjekte auf die 
föderale Gesetzgebung stark. 
Im 7. Kapitel wird das Gesetzgebungsverfahren im Detail untersucht. Dabei 
fällt neben einer hohen Zahl von Verfassungsorganen, die zur Einbringung 
von Gesetzgebungsprojekten berechtigt sind, auf, dass Haushaltsgesetze 
seit der Novelle des Haushaltsgesetzes 2007 für einen Zeitraum von drei 
Jahren verabschiedet werden und in den Haushaltsgesetzen Normen enthal-
ten sind, die nicht allen Parlamentariern bekannt sind und die als Staatsge-
heimnisse auch nicht öffentlich bekannt gemacht werden. Dies ergibt sich aus 
den Normen des Haushaltsgesetzbuches selbst. Einen weiteren Schwerpunkt 
stellt die Untersuchung der Beteiligung der Subjekte am föderalen Gesetzge-
bungsprozess dar. Der Beitrag der Subjekte ist mit durchschnittlich 2 % er-
folgreicher Gesetzgebungsvorhaben sehr gering.  Als Gründe dafür werden 
allgemein mangelnde Qualität der Gesetzesprojekte, lokale Begrenzung der 
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Anliegen und mangelnde Finanzierbarkeit genannt. Jedoch könnte dafür in 
den ersten Jahren auch die Beschäftigung der Subjektparlamente mit der 
Anpassung der Subjekt-Rechtsordnung an die föderale Gesetzesordnung ein 
Grund sein. Als weitere Ursache erschient die indirekte Kontrolle der födera-
len Regierung, die eine Stellungnahme zu allen Gesetzgebungsvorhaben ab-
geben muss, die die föderale Steuergesetzgebung oder den föderalen Haus-
halt beeinflussen könnten und dies oft verweigert. 
Im 8. Kapitel wird die Rolle des föderalen Verfassungsgerichts (VerfGRF) 
dargestellt und kritisch gewertet. Es werden zuerst wichtige Entscheidungen 
zum Föderalismus chronologisch vorgestellt und analysiert. Danach werden 
diese Entscheidungen thematisch geordnet, damit die Ansichten des höchs-
ten Rechtsprechungsorgans zu verschiedenen föderalen Problemkreisen 
deutlich werden. Hieran schließt sich eine Untersuchung der Tätigkeit des 
Gerichts als Akteur in den föderalen Beziehungen an. Obwohl zu Beginn 
nicht ausschließlich zentrumsfreundlich, hat das Gericht in den letzten Jahren 
einen Standpunkt eingenommen, der das föderale Zentrum unterstützte und 
infolgedessen aus Sicht der Subjekte an Legitimität verloren. 
Das 9. Kapitel enthält Überlegungen des Verhältnisses der Republik Ta-
tarstan und des Sverdlovsker Gebiets zum föderalen Zentrum. Die Untersu-
chung der Republik Tatarstan und des Sverdlovsker Gebiets im Rahmen ei-
nes Forschungsaufenthaltes im Jahr 2004 bot sich besonders an, weil Ta-
tarstan ein Prototyp einer sozial-ethnisch dominierten Teilrepublik ist und in 
den neunziger Jahren eine Vorreiter-Rolle im Kampf mit dem föderalen Zent-
rum um Autonomie spielte, ohne jedoch wie Čečnija bis zur Sezession zu ge-
hen und das Sverdlovsker Gebiet – ohne eine vergleichbare sozial-ethnische 
Problematik – erfolgreich mit der Föderation über die Erweiterung seiner Zu-
ständigkeit verhandelte. Die anlässlich dieses Forschungsaufenthalts für bei-
de Föderationssubjekte recherchierten Dokumente zum Beitrag der Subjekte 
Tatarstan und Sverdlovsker Gebiet zur föderalen Gesetzgebung und zum fö-
deralen Finanzausgleich ermöglichen einen exemplarischen Überblick über 
die Tätigkeit dieser beiden Subjekte auf beiden Gebieten. Mit diesen Daten 
können auch Tendenzen für die Gegenwart und Zukunft aufgezeigt werden. 
Tatarstan boykottierte das Referendum über die Verfassung der RF, zahlte 
keine Abgaben an das föderale Zentrum, erklärte sich zum gleichrangigen 
Verhandlungspartner mit der Föderation und schloss im Februar 1994 den 

2  Der Föderationsrat verfügt gemäß Art. 108 VerfRF nur bei föderalen 
Verfassungsgesetzen, nicht jedoch bei einfachen föderalen Gesetzen über ein 
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ersten föderalen Vertrag mit dem föderalen Zentrum ab. Zudem bestand Ta-
tarstan auf seiner Souveränität, der eigenen Sprache und führte eine eigene 
Staatsbürgerschaft ein. Das tatarische Verfassungsgericht scheute den offe-
nen Konflikt mit dem föderalen Verfassungsgericht nicht. Inzwischen sind mit 
dem Abschluss des föderalen Vertrages des Jahres 2007 diese Konflikte 
weitgehend befriedet. 
Ein Vergleich des von ethnischen Russen dominierten Sverdlovsker Gebiets, 
gleichermaßen wirtschaftlich stark wie Tatarstan und im föderalen Kräftespiel 
selbstbewusst auf den Ausbau der eigenen Position bedacht, aber wesentlich 
„bundestreuer“ als Tatarstan, erwies sich als fruchtbar. Der Vergleich beider 
Subjekte ergab, dass sich die regionalen Eliten in beiden Subjekten mit dem 
föderalen Zentrum arrangiert haben und deshalb die beiden Exekutivspitzen 
Šajmiev und Rossel’ erneut von Putin als Kandidaten vorgeschlagen, d. h. in 
ihrem Amt bestätigt wurden. In Tatarstan trat Minnichanov am 25. März 2010 
die Nachfolge Šajmievs an, im Sverdlovsker Gebiet löste Mišarin am 
23. November 2009 Rossel’ als Gouverneur ab.  
Die einzelnen Kapitel sind in sich abgeschlossen, um das Verständnis einzel-
ner Abschnitte zu ermöglichen. Dadurch wiederholen sich die Nachweise. 

absolutes Vetorecht. 
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2. Das historische Erbe des Zarenreichs und der 
Sowjetunion im Hinblick auf den Föderalismus 

Im folgenden Kapitel werden das Erbe des Zarenreichs nach 1917 im 
20. Jahrhundert sowie die sowjetischen Föderalismusvorstellungen und de-
ren Umsetzung in die Praxis vorgestellt, um eine Einführung in die Traditions-
linien und Zustände zu bieten, die die Autoren der russischen Verfassung von 
1993 vorfanden. Dabei wird klar, dass es keine föderalistischen Elemente im 
russischen Zarenreich gab und Ansätze bolschewistischer Theoriebildung, 
die zu einem föderalen System, das auf einer klaren Abgrenzung zwischen 
Zuständigkeiten der Ebene der UdSSR und ihre SSR bzw. der RSFSR und 
ihrer Föderationssubjekte hätten führen können, nie verwirklicht wurden. 

2.1. Das russische Föderalismus-Konzept vor der Oktoberrevolution  

Die juristischen und verwaltungstechnischen Voraussetzungen für die Schaf-
fung und Ausgestaltung eines föderalen Russland nach dem Ende der Sow-
jetunion waren schlecht. „Die ganze neuere russische Geschichte steht im 
Zeichen eines Integrationsvorgangs, der die Zusammenfassung des un-
geheuren eurasischen Raumes in einem staatlichen Gebilde zum Inhalt hat.“3

In den heutigen russischen Regionen gab es im 19. Jahrhundert noch nicht 
einmal ein Verfassungsdokument. Die russischen Zaren regierten als so ge-
nannte Selbstherrscher.  Einerseits bot so das zentralistische Erbe des russi-
schen Zarenreichs keine Anknüpfungspunkte für einen postsowjetischen Fö-
deralismus, andererseits kam ein sowjetischer Föderalismus kaum über An-
sätze hinaus und wurde bald von starken Zentralisierungen abgelöst.  
Etwas andere Entwicklungen fanden zum Beispiel in Polen, das als Provinz 
zu Russland gehörte, statt: Es gab keine föderalen Komponenten im Umgang 
des russischen Zarenhauses mit dem polnischen Adel. Am 
27. November 1815 unterzeichnete Alexander I. in Warschau die polnische 
Verfassung, in der festgelegt war, dass Polen keine Provinz des russischen 
Zarenreichs, sondern ein einzelnes Staatswesen mit einer eigenen verfas-
sungsmäßigen Regierung und einer besonderen Armee ist. Dennoch galt der 
russische Zar nun als Polnischer König, dem die gesamte Exekutivgewalt un-

3  Rauch, G. v. (1953). Russland: Staatliche Einheit und nationale Vielfalt. München. 
S. 7. 


